
Gemeinde Häusern

BEBAUUNGSVORSCHRIFTEN

zum Bebauungsplan "ORTSMITTE"

- Teilpläne "OST" und "WEST" -

(Teilweise Änderung des Bebauungsplanes "HÄUSERN", in Kraft
getreten am 03.11.1969, und des Bebauungsplanes "SPITZACKER-
23R03"i990rh letZter Ände™ng in Kraft getreten am

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

In Ergänzung der Planzeichnung (Bebauungsplan, Bl. 2)
wird folgendes festgesetzt:

I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
gem. § 9 (1) BauGB

1. Bereiche unterschiedlicher Festsetzungen.
Der Bebauungsplan besteht aus Teilbereichen mit
unterschiedlichem Umfang der planungsrechtlichen
Festsetzungen.

1.1

1.2

Der überwiegende Teil des Bebauungsplanes "ORTS-
", bestehend aus den Teilplänen "OST" und

"WEST", wurde als "einfacher"
i.S.v. § 30 (2) BauGB aufgestellt.
Art der Nutzung, die Erschließung,
baren Flächen und enthält eine
staltungsvorschriften.
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) durch ein aufgelegtes Raster ge-

1.3 Für alle übrigen Bereiche ist daher über die
Festsetzungen des Bebauungsplanes hinaus § 34
bzw. § 35 BauGB anzuwenden. Die Beurteilung der
Zulässigkeit von Geschoßzahl, Grundflächenzahl,
Geschoßflächenzahl und der Höhenentwicklung der
Gebäude ist auf die jeweilige Situation im Ein
zelfall zu beziehen.
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2. ART DER BAULICHEN NUTZUNG

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes
wird festgesetzt als:

2.1 Dorfgebiet (MD) gem. § 5 BauNVO

Gemäß § 1 (4) und (5) BauNVO wird das Dorfge
biet wie folgt eingeschränkt:

2.1.1 Zulässig sind:

- Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaft
licher Betriebe und die dazugehörigen Woh
nungen und Wohngebäude,

landwirtschaftliche Nebenerwerbsstellen,

sonstige Wohngebäude,

Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirt
schaften sowie Betriebe des Beherbergungsge
werbes,

Handwerksbetriebe, die der Versorgung der Be
wohner des Gebietes dienen,

sonstige nicht wesentlich störende Gewerbebe
triebe,

Anlagen für örtliche Verwaltungen sowie für
kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheit
liche und sportliche Zwecke und

Gartenbaubetriebe.

2.1.2 Nur ausnahmsweise zulässig sind gem. § 1 (5)
BauNVO:

Betriebe zur Verarbeitung und Sammlung land-
und forstwirtschaftlicher Erzeugnisse i.S.v.
§ 5 (2) Nr. 4 BauNVO sowie

- Tankstellen.

2.2 Mischgebiet (MI) gem. § 6 BauNVO

2.2.1 Gemäß § 1 (5) BauNVO sind innerhalb des Mischge
biets Vergnügungsstätten i.S.v. § 4 a Abs. 3 Nr.
2 BauNVO auch in den Teilen des Gebietes, die
überwiegend durch gewerbliche Nutzungen geprägt
sind, nur ausnahmsweise zulässig.

2.3 Allgemeines Wohngebiet (WA) gem. § 4 BauNVO
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2.4 Flächen für Gemeinbedarf
gem. § 9 (1) Nr. 5 BauGB

im Bereich des bestehenden Kindergartens, der
bestehenden Kirche und des geplanten Feuerwehr-
Gebäudes.

2.5 Öffentliche Grünfläche
gem. § 9 (1) Nr. 15 BauGB

2.6 Fläche für die Landwirtschaft
gem. § 9 (1) Nr. 18 a BauGB

Die Zulassigkeit landwirtschaftlicher Gebäude und
Anlagen auf diesen Flächen richtet sich nach
§ 35 bzw. § 34 BauGB.

2.7 Private Grünfläche
gem. § 9 (1) Nr. 15 BauGB

2.8 Verkehrsflächen incl. der zugehörigen Verkehrs
grünflächen gem. § 9 (1) Nr. 11 BauGB

3. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
gem. § 16 BauNVO

Eine Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung
erfolgt lediglich für den "qualifizierten" Be
bauungsplan-Bereich beiderseits der Straße
"Bärenstieg" (vergl. Planteil, Bl. 2).

Die Festsetzung erfolgt durch Eintragung der
Grundflächenzahl (GRZ) als Höchstwert und der
Zahl der Vollgeschosse als Höchstgrenze.

Dabei ist zu berücksichtigen, daß wegen der Be
schränkung der Traufhöhe eines der zulässigen Ge
schosse in der Praxis nur als Dachgeschoß reali
siert werden kann (= "oberstes Geschoß" ent
sprechend der Definition in § 2 (5) der Landes
bauordnung) .

4. ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
gem. § 9 (1) Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch
die Festsetzung von Baugrenzen gem. § 23 (3); in
städtebaulich besonders wichtigen, ortsbildprä-
genden Bereichen durch die Festsetzung von Bau
linien gem. § 23 (2) BauGB bestimmt.

angezeigtem 0 8 JULI 1992

...hiSäMT WAIDSHUT



5. BAUWEISE

gem. § 9 (1) Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 BauGB

Für den qualifizierten Teil des Bebauungsplanes
nördlich der Straße "Im Bärenstieg" wird die ab
weichende Bauweise (a) gem. § 22 (4) BauNVO fest
gesetzt.

Zulässig sind hier Gebäudelängen bis zu 70 m bei
Unterschreitung der Grenzabstände nach LBO gegen
die südlich und westlich angrenzenden Straßen
(Baulinien im Straßenraum).

Im gesamten übrigen Geltungsbereich des Bebau
ungsplanes ist die zulässige Bauweise im Einzel
fall gem. § 34 bzw. § 35 BauGB zu beurteilen.

6. STELLUNG DER GEBÄUDE UND BAULICHEN ANLAGEN
gem. § 9 (1) Nr. 2 BauGB

Die Stellung der Gebäude und baulichen Anlagen
ist gem. § 34 BauGB zu beurteilen.

Bei Ersatz- oder Nachfolgebauten für die im Plan
gekennzeichneten denkmalgeschützten Gebäude ist
jedoch im Regelfall die derzeit bestehende Ge
bäuderichtung wieder aufzunehmen.

7. NEBENANLAGEN

gem. § 14 BauNVO

Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO können ausnahms
weise auch außerhalb der überbaubaren Flächen zu
gelassen werden.

Nebenanlagen i.S.v. § 14 (1) BauNVO sind jedoch
nicht zulässig innerhalb des 20-m-Abstandsstrei-
fens zur B 500 (vergl. Nr. 9 der Bebauungsvor
schriften) .

8. GARAGEN

gem. § 9 (1) Nr. 4 BauGB

8.1 Garagen sind zulässig innerhalb der überbaubaren
Flächen,

8.2 Ausnahmsweise können sie auch außerhalb der über

baubaren Flächen zugelassen werden, soweit die
Einhaltung der unter 8.1 getroffenen Festsetzung
- insbesondere bei kleinen Grundstücken - zu

einer nicht beabsichtigten Härte führen würde.
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8.3 Der Mindestabstand zwischen Garagen und Fahr
bahnrand bzw. Hinterkante Gehweg muß 5,0 m be
tragen. Dies gilt jedoch nur, soweit die Zufahrt
zur Garage über diese Abstandsfläche erfolgt.

9. VON DER BEBAUUNG FREIZUHALTENDE FLÄCHEN
gem. § 9 (1) Nr. 10 BauGB

Der im Planteil festgesetzte Schutzstreifen von
20,0 m Breite, gemessen vom östlichen Fahrbahn
rand der B 500, ist von jeder Bebauung freizu
halten. Es dürfen auch keine Nebenanlagen i.S.v.
§ 14 (1) BauNVO errichtet werden.

10. FLÄCHEN FÜR GEH-, FAHR- UND LEITUNGSRECHTE
gem. § 9 (1) Nr. 21 BauGB

10.1 Die im Plan festgesetzten Flächen für Leitungs
rechte sind zugunsten der Gemeinde, der von ihr
Beauftragten und der jeweiligen Anlieger festge
setzt.

Soweit sie innerhalb überbaubarer Flächen lie
gen, können sie nur mit ausdrücklicher Zustimmung
der Gemeinde bzw. des Leitungsträgers überbaut
werden, etwa dann, wenn die betreffende Leitung
zu Lasten des Veranlassers anderweitig verlegt
werden kann.

10.2 Auf den im Plan enthaltenen Fußwegflächen ist ein
generelles Gehrecht und Leitungsrecht zugunsten
der Allgemeinheit festgesetzt.
Auf den abseits der Straßen geführten öffent
lichen Fußwegen ist darüber hinaus generell ein
Fahrrecht zugunsten der Anlieger festgesetzt.

10.3 In Einzelfällen setzt der Plan Flächen für Geh-,
Fahr- und Leitungsrechte zugunsten der angrenzen
den Grundstücke bzw. deren Eigentümer fest.
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1.

1.1

1.2
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1.4

1.5

1.6

1.7

1.8

1.9

BAUORDNUNGSRECHTLICHE GESTALTUNGSVORSCHRIF'
gem. § 9 (4) BauGB und § 73 LBO

DACHFORM - DACHNEIGUNG
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2.

3.

3.1

3.2

MINDESTGRÖSSE UND GRUNDFORM VON GEBÄUDEN

Wegen der Rücksichtnahme auf die Großfo^fmen der
historischen Bebauung müssen neue Hau/tgebäude
eine Mindestgrundfläche von 100 m2 aufweisen. Die
Grundfläche von Garagen kann mitgezäh/t werden,
soweit sie mit einem zusätzlichen Qfschoß über
baut werden.

Als Grundform soll in Anlehnung
rischen Bestand das Rechteck vorgj
Die Gebäudetiefe darf maximal 0/9
länge betragen.

HÖHE VON GEBÄUDEN
gem. § 16 (2) Nr. 2 und

Die Höhe der Gebäude ist t/eschränkt

Die Traufhöhe, gemessen/zwischen dem bestehenden
Gelände und dem am höchsten - an Ortgancf oder
Traufe - in Erscheinung tretenden Traufpunkt
(= Schnittpunkt Außenhaut/Dachhaut) darf höch
stens 0,6 der Gebäudplänge betragen, jedoch:

bei in der Fassade/eingeschossig
in Erscheinung tre/tenden Gebäuden
bzw. Gebäudeseit

bei in der Fassade zweigeschossig
in Erscheinung/tretenden Gebäuden
bzw. Gebäudeselten

bei in der Fassade dreigeschossig
in Erscheinung tretenden Gebäuden
bzw. Gebäudeseiten

n den histo-
ehen werden,

der Gebäude-

maximal 4,8 m

maximal 7,0 m

maximal 9,5 m

Die Trauflinie = Schnittlinie Dachhaut/Außenhaut
darf nur/bei untergeordneten Gebäudeteilen von
der Horizontalen abweichen.

4. ÄUSSERE GESTALTUNG VON GEBÄUDEN

Glänzende, reflektierende oder schwarze Materia
lien sowie Verkleidungen aus Platten sind an den
Fassaden unzulässig.

5.

enfalls unzulässig sind grelle Farben

Die vorangehenden Gestaltungsregelungen für Ge
bäude gelten sinngemäß auch für bauliche Anlagen
in Gebäudeform. 1
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6.

6.1

6.2

6.3

6.4

8.

8.1

8.2

8.3

8.4

WERBEANLAGEN

Gemäß § 73 (2) Nr. 1 LBO wird für Werbeafflagei
generell eine Genehmigungspflicht eingeführt.

Werbeanlagen sowie Ankündigungen an de* Stätte
der Leistung sind in die Gesamtgestaftung des
Baugebietes und der Bebauung des Grundstücks ein
zupassen. Das betrifft vor allem ein jangemessenes
Größenverhältnis. Als Orientierungswert ist anzu
sehen :

Werbefläche max. ca. 2 % der Fass

Weitstrahlende Reklame-
nicht zulässig.

und tschriften sind

Werbeanlagen
werden.

dürfen nicht auff*" Dächern angebracht
•7

LLEIBELEUCHTUNGEN UND LICHTQUELLEN

Beleuchtungsanlagen und Dichtquellen an Gebäuden
müssen so beschaffen seÄn, daß in der Ortslage
von Häusern keine Blendwirkung für Verkehrsteil
nehmer eintritt und /er Verkehr auf der B 500
nicht beeinträchtigt wird

EINFRIEDIGUNGEN

Die Höhe der Einfriedigungen entlang der straßen
seitigen Grundsti|cksgrenzen darf max. 1,0 m über
Gehweg- oder Straßenoberkante bzw. eingeebnetem
Gelände liegen./ Im Einzelfall kann die Straßen-
verkehrsbehörd© zur Verkehrssicherung in Ein-
mündungsbereiahen von Straßen eine Reduzierung
der Einfriedigungen bis auf 0,8 m über Straßen
niveau verla/gen.

Als Einfriedigungen zulässig sind entlang der
Fahrbahn- J6zw. Gehwegkanten:

- Sockelnfauern bis 30 cm Höhe über Straßen- bzw.
GehweqiKante

- einfache Holz- oder Metallzäune
- Heck/n aus Laubgehölzen, auch mit Drahtge

flecht.

Nicht zulässig sind durchlaufende
Kon/feren sowie Stacheldraht.

Hecken aus

Zui: Abgrenzung gegen die freie Landschaft dürfen
s/ckelmauern nicht verwendet werden.
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8.5 Für bestehende Einfriedigungen sind
regelungen möglich.

9. GESTALTUNG DER UNBEBAUTEN FLÄCHEN UND VORGÄRTEN

9.1 Auffüllungen und Abgrabungen auf /den Grund
stücken sind so durchzuführen, daß die gegebenen
Geländeverhältnisse möglichst wen/g beeinträch
tigt werden.

Die Geländeverhältnisse der Nächbargrundstücke
sind dabei zu berücksichtigen, Böschungsflächen
zu auf gleicher Höhe gelegenen, seitlichen Nach
bargrundstücken sind nicht zulässig.

9.2 Zufahrten und Garagenvorplätze sind zu befesti
gen. Zur Verringerung der" Bodenversiegelung wird
kleinteiliges Material wie z.B. Natur- oder Be
tonpflaster oder Mineralbeton empfohlen. Stell
platzflächen sollen irr Form wassergebundener
Decken, Kiesdecken als Schotterrasenflachen oder
mit Großpflastersteinen im Rasen angelegt wer
den . .'

9.3 Freiflächen sind als Grünflächen anzulegen und zu
unterhalten, soweit sie nicht für Stellplätze ge
nutzt werden.

10. ANTENNEN

10.1 Antennen dürfen nicht auf den Dächern, sondern
nur unter ,der Dachhaut oder auf dem unbebauten
Teil des Grundstücks angeordnet werden, soweit
ein Anschluß an die Breitband-Verkabelung möglich
ist. / . /

10.2 Ausnahmen sind möglich, wenn nachweislich eine
ausreichende Empfangsqualität bei Einhaltung der
unter 10.1 genannten Festsetzung nicht gesichert
ist.

11. NIEDERSPANNUNGSLEL*UNGEN

7Neue Niederspam(ungsleitungen sind zu verkabeln.

12. AUSNAHMEN UN0 BEFREIUNGEN
gem. § 31 BauGB

Ausnahmen^und Befreiungen i.S.v. § 31 BauGB bzw.
§ 57 LB^r von den Festsetzungen dieses Bebauungs
planes/ sind möglich unter den dort genannten
Voraussetzungen, und soweit die angestrebte Ge-
sta]Jcqualität des Baugebietes wie der einzelnen
Gebäfude gewahrt bleibt.

0 8 JULI 1992
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1.

2.

NACHRICHTLICH ÜBERNOMMENE FESTSI
gem. § 9 (4) und (6) BauGB

DENKMALSCHUTZ

10

Bei Umbaumaßnahmen und Instandsetzungen an den im
Bebauungsplan dargestellten, unter Denkmalschutz
stehenden Gebäuden sind die' zuständigen Denkmal
schutzbehörden hinzuzuziehen.

Das Landesdenkmalamt ist ebenfalls zu beteiligen,
wenn Wegkreuze, alte Brunnen, Grenzsteine o.a.
von Baumaßnahmen betroffen sind.

/

Im Falle von Bodenfunden bei Erdarbeiten im

Planungsgebiet ist gem. § 20 des Denkmalschutz
gesetzes unverzüglich das Landesdenkmalamt,
Archäologische Denkmalpflege, Marienstraße 10 a,
7800 Freiburg, Telefon 0761/205-2781 zu benach
richtigen..

STRASSEtoAUAMT

Die am der Einmündung der Fridolinstraße in die
B f>00 i-m Plan festgesetzten Sichtflächen von
be/derseits 10 x 110 m sind von baulichen Anlagen

d Nebenanlagen und Bewuchs mit mehr als 80 cm
öhe freizuhalten.

Das Gelände innerhalb des südlichen Sichtfeldes

ist auf ein Verhältnis etwa 1:5 abzuböschen.

Häusern, den 22.07.1991

geändert gem. Beschluß des
Gemeinderats am 13.01.1992

Der Bürgermeister
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